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Liebe Ratskolleginnen- und Kollegen, 
sehr geehrter Herr Bürgermeister Beckmann, 
 
Erneut haben wir alle mit großem Interesse die Einbringung des Haushaltes für 
das Jahr 2024 zur Kenntnis genommen. Ein sehr umfangreiches Zahlenwerk das 
Stabilität und Sicherheit für unsere Stadt Winterberg gewährleisten soll. 
 
 
Gerade die vergangenen Jahre waren eine besondere Herausforderung für die 
Bürgerinnen und Bürger, aber auch für unsere Unternehmen, durch Lockdowns, 
Energiekrise und Inflation. 
 
Eine kritische Situation war gerade erst geklärt, so waren wir geschockt das 
Mitten in Europa ein Angriffskrieg tobt welcher auch heute nach mehr als 2 
Jahren kein Ende in Aussicht hat. 
Mit dem Satz: „Im Osten nichts neues“, angelehnt an den bekannten Filmtitel, 
lässt sich der endlose Stellungskrieg in der Ukraine wohl am besten 
beschreiben. 
 
Wie könnte das beendet werden?  
Sind Aufrüstung, Waffenlieferung und Sanktionen das einzig mögliche Mittel? 
Kann ein politischer Wechsel in Russland, die Rückkehr zur Demokratie, eine 
Lösung für einen dauerhaften Frieden in Europa sein?  
Alles Fragen die wir hier nicht beantworten können, auch wenn unsere 
Bundesregierung sicher alles tut um eine friedliche Lösung zu erreichen.  
 
 
Völlig betroffen mussten wir seit letztem Oktober die Nachrichten aus Israel 
hören, mit unmenschlichen Übergriffen durch die Hamas. Die Menschen in 
Israel und im Gaza leiden unendlich und brauchen dringend auch unsere 
humanitäre Hilfe. Für uns in der Bundesrepublik hat dieser Krieg aber auch 
fatale Folgen. Das wir erkennen mussten, dass Antisemitismus hier immer noch 
vorhanden ist, ruft 



Erinnerungen wach an unsere eigene Geschichte der Jahre 1933 – 1945 welche 
uns von Großeltern und Zeitzeugen erzählt wurden. 
Leider müssen wir erkennen, dass gewisse Gruppen die Tatsachen aus dieser 
Zeit verdrehen und mit populistischer Hetze gegen unsere Demokratie agieren. 
 
Freiheit, Stabilität und Sicherheit sind die Grundpfeiler der parlamentarischen 
Demokratie, für die wir alles tun müssen um sie zu erhalten. Nach der 
friedlichen Revolution in Osteuropa vor mehr als 30 Jahren stellen Extremisten 
nun heute die Demokratie offen in Frage.  
 
Eine Partei welche die Demokratie als Feind bezeichnet und offen über 
Remigration spricht sitzt in den Parlamenten.  
 
Da lobe ich mir die mutigen Menschen, die mit den aktuellen Demonstrationen 
nicht nur in den großen Städten, sondern auch bei uns in Winterberg für die 
Demokratie kämpfen.  
Deutschland und auch Winterberg sind bunt und nicht braun. 
 
Deshalb geht mein Dank an die Organisatoren und Teilnehmer die das am 
7.Februar 2024 hier in Winterberg deutlich gezeigt haben. 
 
 
Aus unserer Sicht ist gerade die Kommune der Heimathafen für die 
Menschen, wo man sich kennt, sich beim Namen nennt und zuhause ist – und 
so muss es auch bleiben. 
 
 
Aber auch um unsere eigene Sicherheit müssen wir uns intensiv Gedanken 
machen. 
 
Neben Gefährdungen durch den Klimawandel mit den bekannten 
Auswirkungen, Störungen der öffentlichen Ordnung, zunehmender Kriminalität 
und der Verbreitung von Unwahrheiten (Fake-News) über die sozialen Medien, 
waren wir besonders betroffen durch den Cyber-Angriff auf die Südwestfalen-IT, 
der deutlich gemacht hat wie verletzbar unsere Infrastruktur ist.  
 
Die Folgen für die kommunale Familie sind fatal. Kreistags- & 
Stadtverwaltungen waren nicht mehr erreichbar und arbeitsfähig.  
 
Selbst heute, mehr als 3 Monate nach der Attacke sind noch nicht alle Systeme 
wieder verfügbar. Die Ursache war laut eigener Pressemittteilung der SIT eine 



gravierende selbst verursachte Sicherheitslücke. Ob die Südwestfalen-IT 
wirklich ein professioneller und verlässlicher Dienstleister für Kommunen ist 
bedarf der politischen Beratung. Mit dem Wechsel des Geschäftsführers der  
S-IT dürfen sich die Kommunen nicht abfinden lassen. 
 
Wir bedanken uns Ausdrücklich beim Landkreis Waldeck-Frankenberg, dem 
Kreis Paderborn und der Gemeinde Willingen, welche unseren Bürgerinnen und 
Bürgern direkt bei der Erstellung von Personalausweisen und der Kfz- Zulassung 
mit PB - KB - LIP Kennzeichen ausgeholfen haben. 
 
 
 
 
 
Wir als gewählte Mandatsträger vertreten die Interessen der Bürgerinnen und 
Bürgern. Wir verwalten das Geld das uns von ihnen durch Steuern und 
Abgaben anvertraut wurde. Eine große Verantwortung für jeden einzelnen 
von uns. 
 
Dass es in der Debatte um den richtigen Weg auch mal emotional zugeht ist 
selbstverständlich. Lassen sie uns aber immer aufrichtig und fair mit einander 
umgehen. 
 
 
 
 
 
Positiv ist, dass der Rechnungsprüfungsausschuss nach dem Jahresergebnis 
2021 auch für 2022 ein positives Ergebnis festgestellt hat. 
Ein Überschuss von 2.276.320 € konnte der Ausgleichsrücklage zugeführt 
werden. Im Planansatz war ein Jahresergebnis in Höhe von 0,- € vorgesehen. 
 
Darüber hinaus konnte in 2022 eine Entschuldung des Kernhaushalts von 3.07 
Mio. € vorgenommen werden. 
 
Wie vom Kämmerer berichtet beträgt die Ausgleichrücklage zum Stichtag 
1.Januar 2023 – 3.74 Mio. € 
 
Zwar kein echtes Geld, aber zumindest die bilanzielle Möglichkeit Liquidität im 
Haushalt 2024 auszuweisen um ein Defizit von 2.7 Mio. € auszugleichen. 
 



Bei einem Gesamthaushalt mit Aufwendungen in Höhe von 42.85 Mio. € und 
Einnahmen in Höhe von 40.08 Mio. € bleibt uns keine alternative Option. 
 
(Einnahmen:   40.086.262 € 
Ausgaben:   42.855.584 € 
Jahresfehlbetrag:  2.769.322 €) 

 
Wie wir unsere finanzielle Situation mittelfristig verbessern bedarf der 
gemeinsamen Beratung. Aus unserer Sicht sollten wir über ein 6. 
Haushaltskonsolidierungspaket noch in dieser Wahlperiode nachdenken.  
 
 
Ob und wie genau die Energiewende – Errichtung Windkraftanlagen – unsere 
Einnahmen Situation ggf. verbessern kann werden wir in den nächsten 
Monaten beraten. 
 
Erste Grundsatzentscheidungen werden bereits heute getroffen. 
 
Viele Menschen haben Angst davor das ihre Heimat durch Windkraftanlagen 
zerstört wird, was durchaus berechtigt ist. Klar ist aber das auch wir unseren 
Beitrag zur Energiewende und Versorgungssicherheit beitragen müssen. Ein 
Windrad in unmittelbarer Nähe der Haustür ist für den einen oder die andere 
vielleicht kein schöner Anblick, der Strom kommt aber nicht einfach so aus der 
Steckdose.  
 
Eine günstige Energieversorgung mit Strom und Wärme für Bürger und 
Unternehmen durch Erzeugung direkt vor Ort kann eine gute Lösung sein. 
 
 
Eine weitere Option für die Verbesserung unserer Einnahmen wird die Revision 
der Parkraumbewirtschaftung sein. Wir fordern die Verwaltung auf hierzu 
spätestens in der 2.Jahreshälfte ein Gesamtkonzept für alle Parkflächen im 
Stadtgebiet zu erarbeiten.  
 
Für das Parken auf privaten Flächen werden 8 – 10 € am Tag verlangt, unser 
öffentlicher Parkraum wird aktuell deutlich unter Wert angeboten.  
 
Unseren Bürgerinnen und Bürgern empfehlen wir den Erwerb der Bürgerkarte 
„Mein Heimatmoment“ die kostenfreies Parken auf den städtischen Flächen 
für 90 Minuten beinhaltet. 
 
 



Einnahmen aus dem Überschuss vom Eigenbetrieb Forst werden wir in den 
kommenden Jahren nicht mehr erwarten können. Die Aufforstung der 
Borkenkäfer Kalamitätsflächen ist eine Generationenaufgabe und auch 
finanzielle Herausforderung. 
 
 
Ein Wort haben wir bei der Einbringung des Haushalts vermisst – Sparen! 
 
 
Neben dem aktuellen Defizit belasten uns noch Altschulden aus Krediten für 
Investitionen in Höhe von 28.75 Mio. € - Stand: 31.Dezember 2022 
 
Die Stadtwerke Winterberg AöR sind mit Verbindlichkeiten in Höhe von 16.75 
Mio. € belastet – Stand: 31.Dezember 2022 
 
Positiv ist das in 2022 & 2023 keine Isolierung von Corona-Schäden und Folgen 
des Krieges gegen die Ukraine erforderlich war.  
 
Für 2023 war im Planansatz ursprünglich eine Isolierung von 1.257.288 € 
vorgesehen. Seit 2024 ist das gesetzlich auch nicht mehr möglich.  
 
Vergessen dürfen wir aber nicht das in 2020 & 2021 Schäden in Höhe von 
3.827.000 € isoliert wurden. Wie die Isolierungen ab 2027 aufgelöst werden 
sollten wir ebenfalls noch in dieser Wahlperiode beantworten. 
 
 
Eine erfreuliche Nachricht ist, dass bereits seit 2019 keine Kassenkredite zur 
Liquiditätssicherung aufgenommen werden mussten und die Hoffnung bleibt, 
dass es auch 2024 nicht erforderlich wird. Dennoch erteilen wir dem Kämmerer 
erneut die Ermächtigung für die maximale Aufnahme von Kassenkrediten in 
Höhe von 7.0 Mio. €. 
 
 
Die Grundsteuer A & B auch in diesem Jahr nicht zu erhöhen ist ein positives 
Signal an unsere Bürgerinnen und Bürger. Ob das auch in den nächsten Jahren 
so bleiben kann können wir heute nicht zusagen. 
 
(Grundsteuer A:   56.776 € Hebesatz 310 unverändert 
Grundsteuer B:   3.150.000 € Hebesatz 490 unverändert) 

 
Auch wie sich die Grundsteuerreform ab dem 1.Januar 2025 auf unsere 
Einnahmen auswirkt ist noch nicht ganz klar. 



 
Unsere Unternehmer stehen weiterhin unter sehr starkem Druck. 
Fachkräftemangel, Inflation und Lieferengpässe sind existenzbedrohend.  
Eine Erhöhung der Gewerbesteuer wäre eine fatale Entscheidung der Politik.  
Der im Planansatz erneute Anstieg ist ausschließlich ein Erfolg der Betriebe in 
unserer Stadt. 
 
(2023:  5.500.000 € 
2024:  6.500.000 € Hebesatz 450) 

 
 
Bereits seit der Einführung des NKF beklagen Bürgermeister und Kämmerer die 
mangelnde finanzielle Ausstattung der Kommunen. Bis heute fühlt sich keine 
Landesregierung dazu bewogen an diesem Umstand etwas zu ändern.  
 
Allein das Land Nordrhein-Westfalen ist für seine Kommunen verantwortlich.  
 
Leider entzieht sich auch Ministerpräsident Hendrik Wüst seiner Verantwortung 
umfassende Reformen zur Neuordnung der Kommunalfinanzierung 
einzuführen. Das hat er mit seinen Amtsvorgängern gemeinsam.  
 
Auch die Apelle von 250 Bürgermeisterinnen und Bürgermeistern welche eine 
Gefährdung der kommunalen Selbstverwaltung in NRW befürchten wurden 
ignoriert. 
 
Statt Lösungen für die Städte und Gemeinden zu finden werden uns immer 
mehr Aufgaben zugewiesen. Die geplante Anpassung des Haushaltsrechts ist 
keine Lösung, sondern eine Bankrotterklärung der schwarz/grünen 
Landesregierung. 
 
Das aktuellste Beispiel für das Versagen der Landesregierung ist die Nachricht 
das die Kosten für die von Bund & Ländern geplante Einführung einer 
Bezahlkarte für Asylbewerber nicht vom Land NRW, sondern vollständig von 
den Kommunen getragen werden soll. 
 
 
 
 
 
 
 
 



Erneut müssen wir auch für 2024 mit geringeren Schlüsselzuweisungen leben. 
 
(2023:  4.068.525 € – Veränderung: 4.008.486 € 
2024:  3.605.938 €) 

 
 
Zumindest bei den Einnahmen aus der NRW-Kurorte-Beihilfe können wir eine 
ganz leichte Steigerung feststellen. 
 
(2023:  1.400.000 € 
2024:  1.685.126 €) 

 
 
Ebenfalls positiv ist der erneute leichte Anstieg des Gemeindeanteils der 
Einkommens- und Umsatzsteuer. 
 
(2023:  7.392.898 € 
2024:  8.000.00 €) 

 
 
 
Lassen Sie mich noch etwas zu den Investitionen und Ausgaben sagen: 
 
 
Die größte Position bei den Ausgaben sind die Zahlungen an den 
Hochsauerlandkreis für die Kreis- & Jugendamtsumlage in Höhe von 11.7 Mio. 
€. 
 
Kreisumlage: 
(2023:  6.476.000 EUR bei Einbringung Haushalt 
2024:  7.127.700 €) 

 
Jugendamtsumlage: 
(2023:  4.320.600 EUR bei Einbringung Haushalt 
2024:  4.574.600 €) 
 
 
Mit den geplanten Investitionen in die Bereiche Bildung, Feuerwehr, 
Digitalisierung, Straßen, Breitbandversorgung, Radwege und anderes sind wir 
im Kern einverstanden. 
 
 



Allerdings sehen wir deutlich, dass wir den An- und Ausbau des Geschwister 
Scholl Gymnasiums nicht aus eigener Kraft – sprich mit wie geplant eigenen 
Mitteln von ca. 28 Mio. € – über 9 Jahre verteilt schaffen können. 
 
Wir stehen klar zum Modell der Cluster-Schule für die Zukunft unserer Kinder. 
 
Wir haben in den vergangenen Jahrzehnten versäumt das Schulgebäude an die 
Anforderungen eines modernen Gymnasiums zu ertüchtigen. 
 
Die Umsetzung wird uns jetzt aber nur mit entsprechenden Fördermitteln 
gelingen, so wie bei den bereits erfolgten Investitionen an der Sekundarschule, 
beim Freibad Siedlinghausen und der Sporthalle am Gymnasium. 
 
Der Versuch einer Finanzierung aus eigenen Mitteln bedeutet eine 
Neuverschuldung über Jahrzehnte. Es sind unsere Kinder die in der Zukunft 
die Schuldenlast tragen müssen für Entscheidungen die wir heute treffen.  
 
Da hilft die Entnahme von Vermögen aus dem Eigenbetrieb Forst von 5 Mio. € 
auch nur bedingt. Allein für den 1.Bauabschnitt ist eine Neuverschuldung von 
4,5 Mio. € über Kreditaufnahme eingeplant. Die Zinslast über 30 Jahre beträgt 
isoliert schon 2.97 Mio. €. 
 
Unsere wiederholte Frage wie der 2. & 3.Bauabschnitt bei erwarteten Kosten 
von 18 Mio. € finanziert werden soll wurde vom Bürgermeister und Kämmerer 
mit Schweigen beantwortet. 
 
Gehen wir mal theoretisch von einer weiteren Kreditaufnahme in Höhe von 18 
Mio. €, bei gleichen Zinskonditionen aus, bedeutet das eine weitere Zinslast 
von 11.89 Mio. €. 
 
 
14.86 Mio. € Zinsen + 22.5 Mio. € Kredit = 37.36 Mio. € neue Schulden! 
 
 
Im Gesamtergebnis gäbe sich dann eine Schuldenlast von 82.86 Mio. €. 
Umgerechnet auf jeden einzelnen Bürger 6538,- €. 
 
(Verbindlichkeiten Stadt Winterberg & Stadtwerke AöR siehe Seite 5, 
Aktuell 3590,- € bei 12.674 Einwohner – Stand 31.12.2022) 
 
 
 



Der Umbau der ehemaligen Haupt- bzw. Verbundschule „Am Kahlen Asten“ zur 
„Sekundarschule Medebach-Winterberg“ ab 2017 erforderte eine Investition 
von 5 Mio. € - welche ohne die Förderung aus dem Programm „Gute Schule“ & 
„Moderne Schule“ des Landes NRW nicht möglich gewesen wäre.  
Bereits jetzt müssen wir erneut 1 Mio. € für die erforderliche Erweiterung des 
Standort Winterberg investieren. 
 
 
Die Aufnahme von Flüchtlingen bringt alle Kommunen an die Belastungsgrenze.  
 
„Unser Herz ist weit, doch unsere Möglichkeiten sind endlich“ – diese Worte 
vom ehemaligen Bundespräsidenten Joachim Gauck aus dem Jahr 2015 sind 
auch heute noch aktuell und beschreiben genau auf den Punkt die Situation. 
 
Die Unterbringung der Menschen in Wohnraum wird immer schwieriger, 
einfach weil keine Kapazitäten mehr frei sind. Raummodule können aus 
unserer Sicht nur eine Notlösung sein. 
 
Der Schrei der Kommunen nach Hilfe stößt bei der Landesregierung in 
Düsseldorf auf „taube Ohren“. 
 
Auch nach der Reform des Flüchtlingsaufnahmegesetztes (FlüAG) im Jahr 2021 
bleiben wir auf einem Eigenanteil in Höhe von 210.500 € im Jahr 2024 sitzen. 
 
(Erträge:   600.000 € 
Aufwendungen:   810.500 €) 

 
Bund und Land müssen ihrer Verpflichtung nachkommen mit einer 
vollständigen Kostenerstattung für die Kommunen. 
 
Kostenerstattung allein schafft aber keine Integration.  
 
 
Die SPD-Fraktion hat sich in Klausurtagungen am 26.Januar und 9.Februar 2024 
intensiv mit dem vorliegen Haushaltsentwurf auseinandergesetzt. 
 
Unsere Rückfragen wurden von der Verwaltung zu unserer vollen Zufriedenheit 
beantwortet. 
 
 
Nach intensiver Beratung stimmen wir dem Haushalt 2024 zu. 
 



Wir bedanken uns recht ausdrücklich bei allen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern der Verwaltung, sowie aller Betriebe der Stadt Winterberg.  
Sie alle haben in gewohnter Weise ihre Leistungen erbracht. 
 
 
Zusätzliche Anträge und Resolutionen werden wir in diesem Jahr nicht stellen 
und bitten die Verwaltung alle noch offenen Anträge zeitnah abzuarbeiten. 
 
 
Soweit meine Ausführungen zur Haushaltsplanung 2024.  
Für die Aufmerksamkeit bedanke ich mich! 
 
 
 
Glück Auf! 


